
fes gegen die Kriminalität in der Sowjetunion sprach. 
Kusnezowa kennzeichnete die Sowjets der Deputierten 
der Werktätigen als die führenden Organe bei der Kri­
minalitätsvorbeugung und legte als die Hauptrichtun­
gen ihrer Tätigkeit auf diesem Gebiet dar:
1. die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und 
die Unterbindung von Verletzungen der öffentlichen 
Ordnung;
2. das rechtzeitige Reagieren auf Bedingungen, die die 
Begehung von Rechtsverletzungen begünstigen, sowie 
auf das nicht gesellschaftsgemäße Verhalten von Bür­
gern, das zu Straftaten oder anderen Rechtsverletzun­
gen führen kann;
3. die Anwendung von Maßnahmen der gesellschaft­
lichen und administrativen Einwirkung auf Rechtsver­
letzer;
4. die Mitwirkung an der Resozialisierung und weite­
ren Erziehung von Personen, die auf Bewährung ver­
urteilt wurden, Strafaussetzung auf Bewährung erhiel­
ten oder nach Strafverbüßung aus dem Strafvollzug 
entlassen wurden.
Die Rednerin skizzierte ferner die Aufgaben einiger 
besonderer Organe, auf die sich die Sowjets bei der 
Kriminalitätsvorbeugung stützen. So bestehen z. B. bei

den Exekutivkomitees der Stadt- und Stadtbezirks­
sowjets Verwaltungskommissionen, denen die Vorbeu­
gung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten obliegt. 
Ferner gibt es Ständige Kommissionen für sozialistische 
Gesetzlichkeit und für den Schutz der öffentlichen Ord­
nung, die u. a. die Tätigkeit der vollziehenden Organe 
und anderer Stellen kontrollieren, Kommissionen für 
Jugendsachen, die sich vor allem mit dem Schutz der 
Rechte der Kinder und Jugendlichen sowie der Ver­
hütung und Bekämpfung der Aufsichtspflichtverletzun­
gen befassen, und Aufsichtskommissionen bei den Exe­
kutivkomitees der örtlichen Sowjets. Die besondere 
Aufgabe der Stadt- und Stadtbezirkssowjets bestehe 
darin, die Vorbeugungsarbeit zu koordinieren.

*

Die Beratung im Arbeitskreis III war von dem Bemü­
hen durchdrungen, die Vorzüge, Triebkräfte und Poten­
zen der sozialistischen Gesellschaftsordnung bei der 
Leitung und Organisierung der Kriminalitätsvorbeu­
gung noch stärker wirksam zu machen. Es wurde sicht­
bar, daß die vorhandenen Möglichkeiten noch besser 
ausgeschöpft werden müssen, um optimale Erfolge bei 
der Vorbeugung und Bekämpfung der Kriminalität zu 
erreichen.

diaschlüssa das Präsidiums das O bar stau Qarickts
Uber die allgemeine Zuständigkeit der Gerichte 
für Militärstrafsachen (§ 4 MGO)
Beschluß vom 9. Oktober 1968 — I Pr 1 — 11.2 — 5/68

Zur Sicherung der einheitlichen Anwendung des § 4 der 
Militärgerichtsordnung (MGO) vom 4. April 1963 (GBl. I
S. 71) in der Fassung des Einführungsgesetzes vom
12. Januar 1968 (GBl. I S. 100) und zur Gewährleistung 
der Zusammenarbeit der Gerichte für Militärstraf­
sachen (nachfolgend Militärgerichte genannt) mit den 
Bezirks- und Kreisgerichten erläßt das Präsidium des 
Obersten Gerichts folgenden Beschluß:

1. Die Zuständigkeit der Militärgerichte 
für Militärpersonen

1.1. Entsprechend § 4 Abs. 1 Buchst, a MGO unterliegen 
ausschließlich der Rechtsprechung der Militärgerichte:

Soldaten, Unteroffiziere, Offiziere und Generale, die 
aktiven Wehrdienst, Wehrersatzdienst oder Reser­
vistenwehrdienst leisten.

Zum Wehrersatzdienst im Sinne des § 25 des Wehr­
pflichtgesetzes vom 24. Januar 1962 (GBl. I S. 2) gehören 
entsprechend § 1 Abs. 3 der Zweiten Durchführungs­
bestimmung zur Reservistenordnung vom 19. April 1963 
(GBl. II S. 249) und § 1 der Anordnung des Nationalen 
Verteidigungsrates der DDR über die Aufstellung von 
Baueinheiten im Bereich des Ministeriums für Nationale 
Verteidigung vom 7. September 1964 (GBl. I S. 129), der 
Dienst

im Ministerium für Staatssicherheit, 
in der Bereitschaftspolizei,
in den Einsatzkompanien der Abschnitte der Trans­
portpolizei,
in den Baueinheiten im Bereich des Ministeriums für 
nationale Verteidigung.

1.1.1. Die Zuständigkeit der Militärgerichte beginnt 
mit dem Tag des befohlenen Dienstantrittes der ge­
nannten Militärpersonen. Als Zeitpunkt des Beginns der 
Zuständigkeit gilt sowohl bei Einberufungen gemäß § 20 
Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes als auch bei Wehrdienst­
verhältnissen, die durch Einstellung begründet werden 
(Einstellungstag), 00.00 Uhr des bezeichneten Tages.

Ab diesem Zeitpunkt sind für Strafsachen nach § 32 
Abs. 2 des Wehrpflichtgesetzes in der Fassung des An­
passungsgesetzes vom 11. Juni 1968 (GBl. I S. 251) die 
Militärgerichte zuständig. Alle anderen Strafsachen 
nach § 32 des Wehrpflichtgesetzes bleiben in der Zu­
ständigkeit der Kreis- bzw. Bezirksgerichte.
1.1.2. Die Zuständigkeit der Militärgerichte bezieht sich 
auf alle Straftaten, die von den Militärpersonen in der 
Zeit der Ableistung des Wehrdienstes oder Wehrersatz­
dienstes begangen werden, und auf alle von einem Ge­
richt im Strafverfahren zu treffenden Entscheidungen.
1.2. Die Militärgerichte sind auch zuständig für solche 
Straftaten, die von Militärpersonen vor ihrem Dienst­
antritt begangen wurden. Sie haben das Recht, bei der­
artigen Straftaten die Strafsache gemäß § 4 Abs. 2 MGO 
und § 253 Abs. 3 StGB an die Kommandeure zur An­
wendung der Disziplinarvorschrift abzugeben.
In den Fällen, in denen derartige Verfahren bei den 
Militärgerichten anhängig und die Militärpersonen aus 
dem Wehrdienstverhältnis ausgeschieden sind, ist das 
Strafverfahren an das zuständige Kreis- bzw. Bezirks­
gericht zu verweisen.
1.3. Nach § 4 Abs. 1 Buchst, b MGO sind die Militär­
gerichte ebenfalls zuständig für

Personen, die während der Ableistung des Wehr­
dienstes oder Wehrersatzdienstes strafbare Handlun­
gen begangen haben, jedoch zum Zeitpunkt der Ver­
handlung und Entscheidung keine Militärpersonen 
mehr sind.

Solche Strafsachen können bei Vorliegen der gesetz­
lichen Voraussetzungen gemäß §§ 28 StGB, 58 StPO 
durch die Militärgerichte an die zuständigen gesell­
schaftlichen Gerichte übergeben werden. Das trifft nicht 
zu für Straftaten nach dem 9. Kapitel des StGB.
1.4. Strafverfahren gegen Personen, deren aktiver 
Wehrdienst, Wehrersatzdienst bzw. Reservistenwehr­
dienst bevorsteht, sind von den Kreis- bzw. Bezirks-
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